
<<u

Aktenzeichen: 3 AZR 545/86
Bundesarbeitsgericht 3- Senat Urteil vom 7. Juni 1988

- 3 AZR 545/86 -
I. Arbeitsgericht 

Wuppertal
Urteil vom 18. März 1986 
- 7 Ca 249/86 -

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 5. August 1986 
- 11 Sa 715/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: 
Für das Bundesarchiv:

Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Anrechnung v. Untertagezeiten in außerbergbaulichem Betrieb

Gesetz: BVSG in der Fassung vom 14. April 1971 in der Änderung vom
13. Dezember 1974 und BVSG NW vom 20. Dezember 1983  ̂ 9 
Abs. 3, §§ 2, 20

1. Nur außerbergbauliche Beschäftigungsbetriebe sind den 
Inhabern eines Bergmannsversorgungsscheins gegenüber ver­
pflichtet, bei der Gewährung von Leistungen der betriebli­
chen Altersversorgung die im Bergbau unter Tage verbrachten 
Beschäftigungszeiten als gleichwertige Zeiten der Betriebs­
zugehörigkeit anzurechnen.
2. Außerbergbauliche Beschäftigungsbetriebe sind solche 
Betriebe, die keine Bergwerksbetriebe im Sinne von § 2 Abs 3 
BVSG NW sind.
3. Als bergbauliche Beschäftigungsbetriebe kommen auch 
einzelne Betriebsabteilungen in Betracht, wenn in ihnen 
knappschaftliche Arbeiten verrichtet werden.
4. Ein Unternehmen der Metallindustrie, das nahezu aus­
schließlich Maschinen zum Grubenausbau herstellt und diese 
durch ihre Arbeitnehmer der Montageabteilung unter Tage 
einbauen läßt, ist mit der Montageabteilung ein bergbauli­
cher Betrieb.

Leitsätze:
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3 AZR 545/86
11 Sa 715/86 Düsseldorf
Verkündet am 
7. Juni 1988 Im Namen des Volkes!
Noll,
Regierungsobersekretär.in 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP •

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
mündlichen Verhandlung vom 7. Juni 1988 durch den Vorsi

der
t -
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zenden Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und Griebe- 
ling sowie die ehrenamtlichen Richter Fieberg und Arntzen 
für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
.vom 5. August 1986 - 1 1 Sa 715/86 - aufge­
hoben .

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Ur­
teil des Arbeitsgerichts Wuppertal vom 18.
März 1986 - 7 Ca 249/86 - abgeändert, soweit 
es der Klage stattgegeben hat:

Die Klage wird abgewiesen.

3. Die Anschlußberufung des Klägers gegen das 
genannte Urteil des Arbeitsgerichts Wupper­
tal wird zurückgewiesen.

4. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darum, ob die Beklagte ein außerberg­
baulicher Betrieb ist, der nach dem Gesetz Uber den Bergmanns­
versorgungsschein im Land Nordrhein-Westfalen die von dem Kläger 
in Frankreich und Nordrhein-Westfalen zurückgelegten Untertage­
beschäftigungszeiten bei der Berechnung der Betriebsrente be­
rücksichtigen muß.

Der im Jahre 1928 geborene Kläger war vom 14. Oktober 1947 
bis zum 7. Juli 1954 im Steinkohlenbergbau in Frankreich und vom 
14. Juli 1954 bis zum 27. Juni 1969 im Ruhrkohlenbergbau unter 
Tage beschäftigt. Am 30. Juni 1969 trat er in die Dienste der 
Beklagten. Diese betreibt eine Maschinenfabrik. Sie stellt nahezu 
ausschließlich Maschinen für den Grubenausbau her und läßt sie 
durch ihre Montageabteilung vor Ort einbauen. Der Kläger war in 
dieser Montageabteilung beschäftigt. Er verrichtete unter Tage 
Büroarbeiten für den Ausbau sowie Montagearbeiten. Er war bei der 
Bundesknappschaft versichert.

Im Jahre 1971 erhielt der Kläger einen Bergmannsversor­
gungsschein. Seit dem 1. Februar 1982 bezieht er Erwerbsunfä­
higkeitsrente. Das Arbeitsverhältnis endete am 31- Dezember 
1982. Seit dem 1. Januar 1 983 gewährt die Beklagte dem Kläger 
Invalidenrente aufgrund der Versorgungsordnung vom 19. Dezember 
1974. Nach dieser beträgt die Altersrente 0,5 % des rentenfähigen 
Arbeitsverdienstes für jedes abgeleistete rentenfähige Dienst­
jahr, höchstens jedoch 15 % des rentenfähigen Arbeitsverdienstes.
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Als Invalidenrente wird der Teil der theoretischen Altersrente
gewährt, der den abgeleisteten rentenfähigen Dienstjahren im 
Verhältnis zu den erreichbaren rentenfähigen Dienstjahren ent­
spricht. Die Beklagte legte der Rentenberechnung nur die bei ihr 
abgeleisteten Dienstjahre zugrunde und ermittelte eine Betriebs­
rente in Höhe von 197,63 DM.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte müsse 
bei der Rentenberechnung sowohl die in Frankreich als auch die in 
der Bundesrepublik unter Tage verbrachten Beschäftigungszeiten 
berücksichtigen. Bei Berücksichtigung dieser Beschäftigungszeiten 
ergebe sich eine monatliche Rente in Höhe von 322,20 DM brutto. 
Für die Zeit vom 1. Januar 1983 bis zum 28. Februar 1986 ergebe 
sich mithin eine Nachforderung von 4.733>66 DM brutto.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, 4.733*66 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 12. März 
1986 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, sie sei nicht zur Anrechnung der Vordienstzeiten 
verpflichtet, da sie nicht zu den außerbergbaulichen Beschäfti­
gungsbetrieben zähle. Sie beschäftige 856 Arbeitnehmer in ihrer 
Maschinenfabrik. Davon seien 96 Arbeitnehmer in der Abteilung 
Außenmontage tätig; von diesen würden die Maschinen vor Ort ein­
gebaut. Die Arbeitnehmer der Außenmontage seien während ihrer 
Tätigkeit nach wie vor bei der Bundesknappschaft versichert. In
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der Bundesknappschaft versicherte Arbeitnehmer könnten die An­
rechnung von Vordienstzeiten nicht verlangen, weil die Knapp­
schaftsleistungen auch die Funktion einer Betriebsrente enthiel­
ten. Der Beitragssatz sei wesentlich höher als der zur Renten­
versicherung der Arbeiter und Angestellten. In keinem Fall könn­
ten die Vordienstzeiten im französischen Bergbau berücksichtigt 
werden.

Das Arbeitsgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
4.455,12 DM verurteilt und die Klage abgewiesen, soweit der 
Kläger Anrechnung der Beschäftigungszeit in Frankreich verlangt. 
Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurück­
gewiesen und auf die Anschlußberufung des Klägers der Klage in 
vollem Umfang stattgegeben. Hiergegen richtet sich die Revision 
der Beklagten, mit der sie die Abweisung der Klage anstrebt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet. Die Beklagte 
braucht bei der Berechnung der Betriebsrente die unter Tage ver­
brachten Beschäftigungszeiten des Klägers nicht zu berücksichti­
gen. Die Beklagte ist gegenüber den Beschäftigten ihrer Montage­
abteilung kein anrechnungspflichtiger außerbergbaulicher Arbeit­
geber.

1. In welchem Umfang ein Arbeitgeber dem Inhaber eines Berg­
mannsversorgungsscheins die unter Tage verbrachten Beschäfti-
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gungszeiten bei der Berechnung von Zuwendungen anrechnen muß, 
ergibt sich aus dem Gesetz über den Bergmannsversorgungsschein im 
Land Nordrhein-Westfalen (BVSG NW).

a) Nach § 9 Abs. 3 BVSG NW in der Fassung vom 14. April 1971 
(GV.NW. S. 124) mit der Änderung vom 13- Dezember 1974 
(GV.NW. S. 1504) sind im neuen Beschäftigungsbetrieb bei der 
Bemessung des Urlaubs, des Tariflohnes und sonstiger Leistungen 
oder Zuwendungen die im Bergbau unter Tage verbrachten Beschäf­
tigungszeiten den Inhabern eines Bergmannsversorgungsscheins als 
gleichwertige Berufsjahre oder als gleichwertige Zeiten der Be­
triebszugehörigkeit anzurechnen. Dieses Gesetz galt bis zum 31« 
Dezember 1983 und ist - nach seinem zeitlichen Geltungsbereich - 
für die Ermittlung der Ansprüche des Klägers für die Zeit vom 1. 
Januar 1983 bis 31* Dezember 1983 maßgebend.

Dieses Gesetz wurde ohne Oberleitungsbestimmungen mit Wir­
kung vom 31. Dezember 1983 aufgehoben und durch das BVSG NW vom 
20. Dezember 1983 (GVB1. S. 635) mit Wirkung vom 1. Januar 
1984 ersetzt. Nach § 9 Abs. 3 dieses Gesetzes sind in jedem au­
ßerbergbaulichen Beschäftigungsbetrieb den Inhabern des Berg­
mannsversorgungsscheins bei der Gewährung sonstiger Leistungen 
die im Bergbau unter Tage verbrachten Beschäftigungszeiten als 
gleichwertige Berufsjahre oder als gleichwertige Zeiten der Be­
triebszugehörigkeit anzurechnen. Die von dem Kläger geltend ge­
machten Ansprüche für die Zeit vom 1. Januar 1984 bis 28. Fe­
bruar 1986 richten sich nach diesem Gesetz, denn in § 20 BVSG NW 
1983 sind auch für bereits im Ruhestand lebende Bergmannsversor-
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gungsscheininhaber keine Ubergangsvorschriften vorgesehen.

b) Zwar hat sich der Wortlaut von § 9 Abs. 3 BVSG NW 1983 ge­
genüber der früheren Fassung des Gesetzes geändert. Dies hat aber 
nicht zu einer Änderung des Inhalts des Gesetzes geführt. Schon 
nach § 9 Abs. 3 BVSG NW 1971/197*1 war nur ein außerbergbaulicher 
Arbeitgeber zur Anrechnung von Vordienstzeiten unter Tage ver­
pflichtet (vgl. BAG Urteil vom 27. Juli 1972 - 5 ÄZR 78/72 - AP 
Nr. 9 zu § 9 BergmannsVersorgScheinG NRW). Insoweit hat der Ge­
setzgeber durch die Neufassung die Rechtslage lediglich klarge­
stellt (vgl. Bolat, DB 1984, 1032, 1038). Der "neue Beschäfti­
gungsbetrieb" der früheren Fassung mußte ein "außerbergbaulicher 
Beschäftigungsbetrieb" sein.

2. Die Beklagte ist gegenüber den Arbeitnehmern ihrer Montage­
abteilung kein außerbergbaulicher Beschäftigungsbetrieb. Dies hat 
das Landesarbeitsgericht verkannt.

§ 2 Abs. 3 BVSG NW 1983 enthält für den Begriff des Berg­
werksbetriebes eine Legaldefinition. Hiernach sind Bergwerks­
betriebe neben den Zechengesellschaften und den Bergbauspezial­
gesellschaften sonstige Unternehmen, soweit sie knappschaftliche 
Arbeiten nach der V0 über knappschaftliche Arbeiten vom 11. Fe­
bruar 1933 (RGBl I S. 66) verrichten. Außerbergbauliche Be­
schäftigungsbetriebe .sind die Betriebe, die keine Bergwerksbe­
triebe sind.

a) Maßgebend für die Einordnung eines Betriebes als Bergwerks-
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betrieb oder außerbergbaulicher Beschäftigungsbetrieb ist nicht 
der Zweck des gesamten Unternehmens. Es kommt nur darauf an, in­
wieweit in einem Betrieb bergbauliche Arbeiten verrichtet werden. 
Soweit in einem Betrieb bergbauliche Arbeiten verrichtet werden, 
gehört dieser Arbeitgeber nicht zu den außerbergbaulichen Be­
schäftigungsbetrieben. Das Gesetz schreibt innerhalb eines Un­
ternehmens unterschiedliche Einordnungen vor, wie sich aus dem 
Wort "soweit" in § 2 Abs. 3 BVSG NW ergibt. Deshalb muß für jede 
Betriebsabteilung geprüft werden, ob sie ein "außerbergbaulicher 
Beschäftigungsbetrieb" im Sinne von § 9 Abs. 3 Satz 1 BVSG NW 
ist.

b) Nach § 1 VO über knappschaftliche Arbeiten sind knapp- 
schaftliche Arbeiten die im einzelnen aufgeführten Arbeiten, wenn 
sie räumlich und betrieblich mit einem Bergwerksbetrieb Zusam­
menhängen. Dazu gehören alle unter Tage von einem anderen Un­
ternehmen als der Zechengesellschaft ausgeführten Arbeiten.

Solche knappschaftlichen Arbeiten führte die Beklagte mit 
ihrer Montageabteilung aus, in der der Kläger beschäftigt war.
Die Beklagte stellte nach den Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts Maschinen für den Grubenausbau her und ließ sie vor Ort 
einbauen. Sie erbrachte damit räumlich und zeitlich mit einem 
Zechenbetrieb zusammenhängende bergbauliche Nebenleistungen. Der 
Kläger hat als Angehöriger der Montageabteilung nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts unter Tage gearbeitet. Für 
die Bewertung als knappschaftliche Arbeit spricht zudem auch, daß 
der Kläger während der gesamten Beschäftigungszeit bei der Be-
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klagten in der Bundesknappschaft versichert war (§§ 1, 2 RKG).

c) Diese Abgrenzung des außerbergbaulichen Beschäftigungsbe- 
triebs zum Bergwerksbetrieb galt schon für das BVSG NW 1971/1974. 
Auch insoweit hat das BVSG 1983 nur die bereits nach dem BVSG 
1971/1974 geltende Rechtslage klargestellt. Nach der Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts gehörten seit jeher zu den Berg­
werksbetrieben nicht nur die Zechenbetriebe, sondern auch die 
bergbaulichen Nebenbetriebe, in denen bergbauliche Arbeiten ver­
richtet wurden (für Bergbauspezialgesellschaften: BAG Urteil vom
4. März 1961 - 5 AZR 558/58 - AP Nr. 2 zu § 9 BergmannsVer-
sorgScheinG NRW). Auch insoweit wollte der Gesetzgeber mit der 
Neufassung des BVSG die Rechtslage lediglich klarstellen (Boldt, 
DB 1984, 1032, 1033 unter II), um größere Rechtssicherheit zu
schaff en.

Danach war der Kläger während der gesamten Dauer der Be­
schäftigung bei der Beklagten nicht in einem außerbergbaulichen 
Betrieb beschäftigt.

3. Der Senat weicht mit dieser Beurteilung nicht von der 
Rechtsprechung des Fünften Senats des Bundesarbeitsgerichts ab.

Der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat unter einer 
"anderweitigen Beschäftigung" im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1 
BVSG NW 1971/1974 eine solche Beschäftigung verstanden, die nicht 
von den Tarifverträgen des Bergbaus erfaßt wird (BAG Urteil vom
5. Dezember 1984 - 5 AZR 577/77 - AP Nr. 25 zu § 9 Bergmanns-

■'I'

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


VersorgScheinG NRW).
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Dieses Abstellen auf den Geltungsbereich 
eines Tarifvertrages mag für § 9 Abs. 1 BVSG NW sinnvoll sein.

Das Urteil des Fünften Senats bezog sich auf Ansprüche eines 
ehemaligen Bergmanns gegen seinen früheren Arbeitgeber auf Koh­
ledeputate. Insoweit kann die Rechtslage anders sein, wenn der 
Arbeitnehmer in die Dienste eines Arbeitgebers tritt, der tarif­
lich nicht zur Gewährung von Hausbrandkohle verpflichtet ist. 
Entscheidend ist aber, daß der Fünfte Senat keine Veranlassung 
hatte, die Rechtslage in bezug auf ein Zubringerunternehmen des 
Bergbaus zu untersuchen, soweit in diesem bergmännische Arbeiten 
verrichtet werden. Die Entscheidung des Fünften Senats bezog sich 
auf ein Chemieunternehmen, das seine bergmännische Betätigung 
vollständig eingestellt hat.

Dr. Heither
Fieberg

Schaub
Ärntzen

Griebeling
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